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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 9 SB 43/03 B 

 

 

 
............................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Behörde für Soziales und Familie, 
Paul-Nevermann-Platz 5, 22765 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. März 2004 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,   den Richter   M a s u c h   und 

die Richterin   K n i c k r e h m   sowie die ehrenamtlichen Richter   M a n z e w s k i 

und   F r a n k e  

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde der Klägerin wird der Beschluss des Landessozialgerichts Hamburg 

vom 18. Dezember 2002 aufgehoben.  

 

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht 

zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Rechtsstreit betrifft die Feststellung der Höhe des Grades der Behinderung (GdB) 

und der gesundheitlichen Merkmale einer erheblichen Beeinträchtigung der Bewegungs-

fähigkeit im Straßenverkehr (Merkzeichen "G").  

 

Bei der am 4. September 1945 geborenen Klägerin stellte die Beklagte durch Bescheid 

vom 1. November 1990 eine Behinderung mit einem GdB von 20 wegen der Gesund-

heitsstörung: "Degeneratives Lendenwirbelsäulensyndrom, Bandscheibenschaden L 4/5, 

Fußfehlstatik" fest. Mit Antrag vom 24. Juni 1993 machte die Klägerin eine Verschlimme-

rung der bei ihr bestehenden Gesundheitsstörungen im Bereich des Rückens und der 

Beine geltend. Durch Bescheid vom 19. Januar 1994 stellte die Beklagte einen GdB von 

40 unter Berücksichtigung der Gesundheitsstörung: "Seelische Minderbelastbarkeit mit 

psychosomatischen Beschwerden" fest. Der Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos 

(Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 27. Januar 1995). Das von der Klägerin ange-

rufene Sozialgericht Hamburg (SG) hat ein medizinisches Gutachten des Nervenarztes 

Dr. T.         vom 13. April 1998 eingeholt sowie Befundberichte und Unterlagen der be-

handelnden Ärzte der Klägerin (Allgemeinmediziner K.    , Orthopäde Dr. Tr.     , HNO-Arzt 

Prof. Dr. R.        ) beigezogen; sodann hat es die Klage abgewiesen (Urteil vom 14. Juni 

2001). Das Landessozialgericht Hamburg (LSG) hat die Berufung der Klägerin durch sei-

nen gemäß § 153 Abs 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ergangenen, im Wesentlichen auf 

die Entscheidungsgründe des SG gestützten Beschluss vom 18. Dezember 2002 mit der 

Begründung zurückgewiesen, es seien während des Berufungsverfahrens von der Kläge-

rin keine (neuen) Gesichtspunkte vorgetragen worden und Anhaltspunkte für eine zwi-

schenzeitlich eingetretene - weitere - Verschlechterung des Gesundheitszustandes nicht 

ersichtlich. 

 

Mit ihrer gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten Beschluss gerichteten 

Beschwerde macht die Klägerin einen Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

geltend.  

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin hat im Sinne der Zurückverweisung der Sa-

che an das LSG Erfolg. 

 

Wie die Klägerin formgerecht (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG) und zutreffend gerügt hat, 

ist der die Berufung der Klägerin zurückweisende Beschluss des LSG verfahrensfehler-

haft zu Stande gekommen (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Danach ist die Revision zuzulassen, 
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wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entschei-

dung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verlet-

zung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Die im Berufungsverfahren anwaltlich nicht vertre-

tene Klägerin hat mit Schreiben vom 12. Dezember 2001 eine weitere Begutachtung der 

von ihr geltend gemachten hinzugetretenen bzw verschlimmerten Gesundheitsstörungen 

durch Prof. Dr. M.               , A.           Allgemeines Krankenhaus in H.         , beantragt; 

damit hat sie den gestellten Anforderungen genügt. Aus den näheren Umständen des 

Verfahrens kann auch nicht entnommen werden, dass sie diesen Antrag nicht mehr auf-

rechterhalten wollte (vgl Senatsbeschluss vom 18. September 2003 - B 9 SB 11/03 B -, 

zur Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen; SozR 1500 § 160 Nr 12). Daran hat sie sinn-

gemäß auch festgehalten (vgl das Schreiben der Klägerin vom 17. November 2002), 

nachdem sie das LSG gemäß § 153 Abs 4 Satz 2 SGG angehört hatte. 

 

Auf Grund der dem Beschluss des LSG zu Grunde liegenden Rechtsauffassung hätte 

sich das LSG gedrängt fühlen müssen, den Sachverhalt -  durch Einholung eines aussa-

gekräftigen Befundberichtes des behandelnden Arztes, gegebenenfalls eines neuen Gut-

achtens - weiter aufzuklären. Seine Begründung, auf Grund der im Klage- und Berufungs-

verfahren eingeholten Gutachten und Befundberichte hätten sich keine Anhaltspunkte für 

die von der Klägerin aufgestellten Behauptungen ergeben, ist nicht schlüssig. Im Zeit-

punkt der Entscheidung des LSG lag das nervenärztliche Gutachten von Dr. T.          

viereinhalb Jahre zurück; zudem beruhte es auf einer ambulanten Untersuchung durch 

den Sachverständigen am 21. Februar 1997. Hinsichtlich der auch in der Folgezeit von 

der Klägerin behaupteten weiteren Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes hat 

sich das SG auf einen Ausdruck der elektronischen Karteikarte des behandelnden Allge-

meinarztes K.       vom 24. April 2001 gestützt, die eine ärztliche Auskunft zur Bewertung 

der Gesundheitsentwicklung der Klägerin nicht enthält. Der Orthopäde Dr. Tr.      hat am 

7. März 2001 mitgeteilt, dass die Klägerin seit seinem letzten Befundbericht vom 15. Mai 

1995 nicht mehr in seiner ambulanten Behandlung gestanden habe. Mit den genannten 

Beweismitteln konnte das LSG mithin weder die Behauptung der Klägerin widerlegen 

noch eigene Feststellungen zu deren aktueller gesundheitlicher Verfassung treffen. So-

weit das LSG zur Begründung unterlassener weiterer Sachaufklärung auf die Angabe der 

Klägerin verwiesen hat, wonach diese nicht in regelmäßiger (fach-)ärztlicher Behandlung 

stehe, trägt dies nicht die gezogene Schlussfolgerung fehlender gesundheitlicher Ver-

schlechterung. Zunächst ist kein allgemeiner Erfahrungssatz ersichtlich, dass bei Perso-

nen mit den Leiden und in der Situation der Klägerin eine Verschlechterung des Gesund-

heitszustandes nur dann angenommen werden kann, wenn diese sich in regelmäßiger 

fachärztlicher Behandlung befinden. Darüber hinaus hat das LSG dabei unberücksichtigt 

gelassen, dass die Klägerin gerade einen Beweisantrag mit dem Ziel gestellt hat, das 

Vorliegen einer Verschlimmerung zu klären. 
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Da somit die Voraussetzungen des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliegen, steht es im Ermes-

sen des erkennenden Gerichts, nach § 160a Abs 5 SGG zu verfahren; insoweit ist der 

Senat nicht an die gestellten Anträge gebunden (vgl Senatsbeschluss vom 10. Dezember 

2003 - B 9 SB 15/01 B - mwN). Da es im Rechtsstreit hauptsächlich um Tatsachenfest-

stellungen geht, sprechen prozessökonomische Gründe für eine unmittelbare Zurückver-

weisung der Sache, zumal auch ein durch Zulassung eröffnetes Revisionsverfahren zu 

keinem Ergebnis führen könnte. 

 

Das LSG wird auch über die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu entscheiden haben. 
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